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(Nr. 12111.) Geſetz, betreffend die Verlegung des Fiſchmarkts in Altona. Vom 14. Januar 1921. 


( 
. verfaffunggebende Preußiſche Landesverſammlung hat folgendes Geſetz be- 
ſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
N 

Die Staatsregierung wird ermächtigt, der Stadtgemeinde Altona zu den 
Koften der Verlegung des ſtädtiſchen Fiſchmarkis in Altona nach Maßgabe der 
von den zuſtändigen Miniſtern feſtzuſetzenden Bedingungen einen Zuschuß zu ge⸗ 
währen, welcher der fünfprozentigen Verzinſung und anderthalbprozentigen Tilgung 
eines von der Stadtgemeinde Altona aufzubringenden Kapitals von 9 000 000 Mark 
— neun Millionen Mark — gleichkommt. 5 


3 


Bis zur Tilgung des Kapitals iſt der Zuſchuß im Betrage von 585 00 Mark 
— fünfhunderkfünfundachtzigtauſend Mark — jährlich durch den Staatshaushalt 
bereitzuſtellen. 3 
8. 


Die zuſtändigen Miniſter werden mit der Ausführung des Geſetzes be⸗ 
auftragt. 
Berlin, den 14. Jauuar 1921. 
Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Braun. Fiſchbeck. Haeniſch am Zehnhoff. Oeſer. 
Stegerwald. Severing. Lüdemann. 
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Ausgegeben zu Berlin den 5. April 1921. 
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(Nr. 12112.) Geſetz, betreffend den Bau elektriſcher Anlagen zwiſchen Braunſchweig und 
Hannover. Vom 14. Januar 1921. 


Di verfaſſunggebende Preußiſche Landesverſammlung hat folgendes Geſetz be- 
ſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


81. 
Die der Staatsregierung durch Geſetz vom 17. Mai 1918 (Geſetzſamml. 
S. 73) erteilte Ermächtigung, für den Bau eines Dampfkraftwerkes bei Hannover 
13 (dreizehn) Millionen Mark zu verwenden, wird inſoweit zurückgezogen, als 
die Mittel nicht für Vorarbeiten und Grunderwerb ausgegeben ſind. 


82.1 
Die Staatsregierung wird ermächtigt: 
a) ſich durch Übernahme von Aktien im Höchſtbetrage von 25 000 000 Mark. 
(fünfundzwanzig Millionen Mark) an der Aktiengeſellſchaft „Großkraft⸗ 
werk Braunſchweig“ zu beteiligen und Bürgſchaft für die Anleihen 
dieſer Geſellſchaft bis zum Höchſtbetrage von 135 000 000 Mark (ein- 
hundertfünfunddreißig Millionen Mark) in Gemeinſchaft mit dem Lande 
Braunſchweig und der Provinz Sachſen zu übernehmen; 
für den Bau von Leitungen und Umſpannwerken zur Verbindung des 
von der Aktiengeſellſchaft „Großkraftwerk Braunſchweig“ herzustellenden 
Kraftwerkes mit Hannover und von Hannover mit den Endpunkten 
der ſtaatlichen Leitungen im Weſerquellgebiet und im Verſorgungs⸗ 
bezirke des Kraftwerkes Dörverden einen Betrag von 95 000 000 Mark 
(fünfundneunzig Millionen Mark) nach Maßgabe der von dem zu— 
ſtändigen Miniſter feſtzuſtellenden Pläne zu verwenden. 


§3. 

a) Die Staatsregierung wird ermächtigt, zur Deckung der im 92 er⸗ 
wähnten Aufwendungen eine Anleihe durch Verausgabung eines entſprechenden 
Betrags von Schuldverſchreibungen aufzunehmen. Die Anleihe iſt mit 1,9 vom 
Hundert des urſprünglichen Kapitals zu tilgen unter Hinzurechnung der durch 
die Tilgung erſparten Zinſen, dieſe zu 5 vom Hundert gerechnet. 

e) An Stelle der Schuldverſchreibungen können vorübergehend Schatzan⸗ 
weiſungen oder Wechſel ausgegeben werden. In den Schatzanweiſungen iſt der 
Fälligkeitstermin anzugeben. Die Wechſel werden von der Hauptverwaltung der 
Staatsſchulden mittels Unterſchrift zweier Mitglieder ausgeſtellt. 

6) Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen, etwa zugehörige Zinsſcheine 
und Wechſel können ſämtlich oder teilweiſe auf ausländiſche oder auch nach einem 
beſtimmten Wertverhältniſſe gleichzeitig auf in⸗ und ausländiſche Währungen ſo⸗ 
wie im Auslande zahlbar geſtellt werden. i 

() Schatzanweiſungen und Wechſel können wiederholt ausgegeben werden. 
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6) Die Mittel zur Einlöſung von Schatzanweiſungen und Wechſeln können 
durch Ausgabe von Schatzanweiſungen und Wechſeln oder von Schuldver⸗ 
ſchreibungen in dem erforderlichen Nennbetrage beſchafft werden. 

(6), Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen und Wechſel, die zur Ein⸗ 
löfung fällig werdender Schatzanweiſungen oder Wechſel beſtimmt ſind, hat die 
Hauptverwaltung der Staatsſchulden auf Anordnung des Finanzminiſters vierzehn 
Tage vor der Fälligkeit zur Verfügung zu halten. Die Verzinſung oder Um⸗ 
laufszeit der neuen Schuldpapiere darf nicht vor dem Zeitpunkte beginnen, mit 
dem die Verzinſung oder Umlaufszeit der einzulöſenden Schatzanweiſungen oder 
Wechſel aufhört. ge 

(7) Wann, durch welche Stelle und in welchen Beträgen, zu welchem Zins— 
oder Diskontſatze, zu welchen Bedingungen der Kündigung oder mit welcher Um- 
laufszeit ſowie zu welchem Kurſe die Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen 
und Wechſel ausgegeben werden ſollen, beſtimmt der Finanzminiſter. Ebenſo 
bleibt ihm im Falle des Abſ. 3 die Feſtſetzung des Wertverhältniſſes ſowie der 
näheren Bedingungen für Zahlungen im Ausland überlaſſen. 

(8) Im übrigen find wegen Verwaltung und Tilgung der Anleihe die Vor⸗ 
ſchriften des Geſetzes vom 19. Dezember 1869 (Geſetzſamml. S. 1197), des Geſetzes 
vom 8. März 1897 Geſetzſamml. S. 43) und des Geſetzes vom 3. Mai 1903 
(Geſetzſamml. S. 155) anzuwenden. f 

a 54. 
Die Ausführung dieſes Geſetzes erfolgt durch die zuſtändigen Minifter. 
Berlin, den 14. Januar 1921. f f 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Fiſchbeck. Haeniſch. am Zehnhoff. 
Oeſer. Stegerwald. Lüdemann. 


(Nr. 12113.) Erlaß der Miniſter für Handel und Gewerbe, der öffentlichen Arbeiten und 
des Innern, betreffend Anwendung des vereinfachten Enteignungsverfahrens 
zugunſten der der Zuckerfabrik Körbisdorf, Aktieugeſellſchaft in Körbisdorf 
im Kreiſe Merſeburg, gehörigen Braunkohlengrube Otto bei Körbisdorf. 
Vom 11. März 1921. 


A Grund des § 1 der Verordnung, betreffend ein vereinfachtes Enteignungs⸗ 
verfahren, vom 11. September 1914 (Geſetzſamml. S. 159) in der Faſſung der 
Verordnungen vom 27. März 1915 (Geſetzſamml. S. 57) und vom 15. Auguſt 1918 
(Geſetzſaamml. S. 144) ſowie des Geſetzes vom 21. September 1920 Geſetz⸗ 
ſamml. S. 437) wird beſtimmt, daß das vereinfachte Enteignungsverfahren nach 
den Vorſchriften dieſer Verordnung bei der Ausübung des Enteignungsrechts, das 
der Zuckerfabrik Körbisdorf, A. G. in Körbisdorf, Kreis Merfeburg, zur Eriveite- 
rung der Abraumhalde der ihr gehörigen Braunkohlengrube Otto bei Körbisdorf 


gi 


durch Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom heutigen Tage oerliehen 
iſt, Anwendung zu finden hat. 5 . 5 ; 
Berlin, den 11. März 1921. 
Der Miniſter Der Miniſter 
für Handel und Gewerbe. der öffentlichen Arbeiten 


Im Auftrage Im Auftrage 
Voelkel. Krohne. 


Der Miniſter des Junern. 


Im Auftrage 
Stölzel. 


(Nr. 12114.) Erlaß der Miniſter für Handel und Gewerbe, der öffentlichen Arbeiten und des 
betseffons Auwezideng des vereinfachten Geteigewmugsverfahrens zu⸗ 

gefiar der der Grube Leepold bei Goderitz, Aktfengeſellſchaft, gehörigen Braun, 

kohlengrube Ludwig bei Paupitzſch im Kreiſe Delitzſch. Vom 16. März 1921, 


N 

Auf Grund des § 1 der Verordnung, betreffend ein vereinfachtes Enteignungs⸗ 
verfahren, vom 11. September 1914 (Geſetzſamml. S. 159) in der Faſſung der 
Verordnungen vom 27. März 1915 (Geſetzſamml. S. 57) und vom 15. Auguſt 
1918 (Geſetzſamml. S. 144) ſowie des Geſetzes vom 21. September 1920 (Geſetz 
ſamml. S. 437) wird beſtimmt, daß das vereinfachte Enteignungsverfahren nach 
den Vorſchriften dieſer Verordnung bei der Ausübung des Enteignungsrechts An- 
wendung zu finden hat, das der Grube Leopold bei Edderitz, Aktiengeſellſchaft, 
zum Zwecke der Anlegung einer Abraumhalde für die aufzuſchließende, der Aktien 
geſellſchaft gehörige Braunkshlengrube Ludwig bei Paupitzſch im Kreiſe Delitzſch 
durch Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom heutigen Tage verliehen if. 

Berlin, den 16. März 1921. 


Der Miniſter | Der Miniſter 
für Handel und Gewerbe. der öffentlichen Arbeiten. 
Im Auftrage 5 Im Auftrage 
Reuß. i Krohne. 


Der Miniſter des Innern. 
Im Auftrage 
Stölzel. 


Nedigiert im Büro des Staatsminiſterimms. — Berlin, gedruckt in der Meichsdruckerel. 

Der Bezugspreis für die Heenfifie Geſetzſammlung iſt vom I. Januar 1921 ab auf 21 Mark jährlich einſchließlich der gefeslicen 
Zeitangz gebühr feſtgeſezt. Der Preis für einzelne Stücke beträgt 30 Pfennig für den Bogen, für die Hauptſachverzeichniſſe 

1806 bis 1883 50 Mark und 1884 bis 1913 26 Mark. ‘ 

Beſtellungen find an die Poſtauſtalten zu richten. 


